
A,ls die Arbeitgeber einsehen muß-
ten, daß die Angestellten in immet stär-
kerem Maße die Industriegewerkschaf
ten als ihre wahren Interessenvertreter
ansehen, entdeddten sie die besondere
Situation dieser Angestellten in \flei-
sungs-, Stabs- und wissenschaftlidren
Funiktionen. Ihre Absidrt, mit Hilfe die-
ser Gruppen neue Barrieren zwischen
den abhängig Beschäftigten zu errichten,
haben sie aud-r nadr VerabscJriedung des

neuen Betriebsverfassungsgesetzes nidrt
aufgegeben.

Die Gewerkschaften konnten zwar
verhindern, daß bestimmte Angestä1lte
eigene Sprecherausschüsse erhielten, sie

konnten jedoch nicht erreichen, daß aus-
schließlich Personen mit eindeutigen
Arbeitgeberfunktionen aus dem Gel-
tungsbereich des Gesetzes herausgenom-
men wurden.

Nach § 1 Abs. 3 BetrVG findet das

Gesetz auf leitende Angestelite keine
Anwendung, wenn sie ,,nach Dienst-
steliung und Dienstvertrag
r. z.ur selbständigen Einstellung und
Entlassung von im Betrieb oder in der
Betriebabteilung beschäftigten, Arbeit-
nehmern berechtigt sind oder
z. Generalvollmacht oder Prokura ha-
ben oder

3. im wesentlichen eigenverantwortlich
Aufgaben wahrnehmen, die ihnen regel-
mäßig wegen deren Bedeutung für den
Bestand und die Entwicklung des Be-
triebs im Hinblick auf besondere Erfah-
rungen und Kenntnisse übertragen wer-
oen .

Der Sprecher des Bundestagsaus-
schusses sagte zu dieser Kompromißfor-
mel, die im wesentlichen dem alten Ge-
setz entspricht, daß es die Ausschuß-
mehrheit für erforderlich gehalten
habe, zunächst die weitere Entwicklung
abzuwarten. Das bedeutet, daß die Aus-
einandersetzung nun in den Betrieben
konsequent fortgesetzt werden muß.

Niemand kann genau sagen, wer un-
ter den dritten Punkt des § 5 Abs. 3

fällt. Darüber muß jedoch bei der Auf-
steilung der Liste der Wahlberechtigten
entschieden werden.

Die Arbeitgeber versuchen, durch
entsprechende Auslegung dieser Bestim-
mung möglichst vielen Angestellten das

\fahlrecht zu entziehen. Dabei geht es

ihnen nicht nur um die mit 'W'eisungs-

rechten äusgestatteten Angestellten,
sondern auch um die schnell wachsende
Gruppe der hochqualifizierten Sp"-
zialisten.

§7enn es ihnen gelänge, die Auf-
nahme dieser Angestellten in die Y/äh-
lerlisten zu verhindern, hätte das ver-
hängnisvolle Folgen. Die Arbeitgeber
könnten versuchen, informell Sprecher-
ausschüsse einzurichten, und sie hätten
neue Argumente, um eine weitere Ver-
änderung des Gesetzes zu fordern. Au-
ßerdem erhielten jene Kräfte Auftrieb,
die diese Angestellten in den Aufsichts-
räten besonders vertreten sehen wollen.

Nachricht ohne Bedeutung

In verschiedenen Betrieben werden
bereits Anstellungsverträge dem Geset-
zestext angepaßt, oder Angestellte er-
halten die Mitteilung, daß sie zu den

Ieitenden Angestellten im Sinne des

neuen Gesetzes gehören..Derartige Mit-
teilungen sind ohne jede Bedeutung.
Sie sollen lediglich die Vahlvorstände
täuschen, denn allein bei ihnen liegt die

Entscheidung, wer als wahlberechtigter
Arbeitnehmer in die Wählerliste a,tfzt-
nehmen ist.

Ausschlaggebend ist, ob der Arbeit-
geber dem §ü'ahlvorstand nachweisen
kann, daß der Tatbestand auch wirk-
lich erfüllt ist. Eindeutig isi dies ledig-
lich, wenn Generalvollmacht oder Pro-
kura erteilt ist oder wenn das Recht zur
selbständigen Einstellung und Entlas-

sung vorliegt. In allen anderen Fällen .l

geber kaum zu führen sein.
In der Flauptverwaltung eines gro-

ßen Stahlwerkes mit 9oo Angestellten
konnte die Geschäftsleitung lediglich
bei zehn Angestellten die eindeutigen
Kriterien nachweisen. Bei weiteren
fünfzehn versuchte sie den lWahlvor- 

"
stand davon zu überzeugen, daß die
Kriterien des dritten Punktes.vorliegen. 

.

Bei einem anderen llnternehmen mit
über rooo Angestellten ist der Nachweis
bei 1o Angestellten gelungen. Über drei-
zehn weitere, die unter Punkt drei fal-
len sollen, wird noch verhandelt.

Die Geschäftsleitung eines süddeut-
schen Großbetriebes versuchte den am-
tierenden Betriebsrat davon zu überzeu-
gen, daß Flunderte von Aägestellten
nicht unter das Gesetz fielen und dem-
zufolge kein §Tahlrecht hätten.

In einem anderen Fall ging eine Ge-

schäftsleitung noch weiter. Sie ließ
durch Angestellte, die sie selbst ausge-

sucht hatte,' einen Sprecherausschuß
wählen. Hier wird der Betriebsrat
durch ein Beschlußverfahren dieRechts.-

widrigkeit dieses Vorgehens feststellen
lassen, um den Sprecherausschuß wieder 

,

aufzulösen. : i

Ginge es den Arbeitgdbern wirkiich '

um die Interessen dieser Angestellten,

Vertretungsrecht des mit Mitbestim- ,

rats auszuschließen. Sie stecken meist . '

schneli zurück, wenn sie merken, daß

erkannt wurde, was hier gespielt wird.
Sicher ist in manchen Betrieben der

\Weg zur echten Solidarität ,mit diesen

Äni.rt"llr.r, noch weit. Im Augenb.lick
kommt es darauf an, Fakten zu schat-
fen, die es den Arbeitgebern unmöglich
machen, diese Gruppen gegen die übri-

- 
Norberi RemPPel .'
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